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Versicherungsvertragsgesetz

= Ursprungliche Fassung vom 2. April 1908, in Kraft seit 1.
Januar 1910

= Viele dispositive Normen

= Alles-oder-nichts-Prinzip®



VVG-Teilrevision vom 17. Dezember 2004

» |nkrafttreten: 1. Januar 2006 und 1. Januar 2007

= Revisionsbestrebungen; Koordinierung mit Totalrevision VAG

= 1990er Jahre



Teilrevision: Wichtigste Neuerungen

Informationspflicht des Versicherers

Art. 3 Informationspflicht des Versicherers

1 Der Versicherer muss den Versicherungsnehmer vor Abschluss des Versicherungsvertrages verstandlich iber
die Identitat des Versicherers und den wesentlichen Inhalt des Versicherungsvertrages informieren. Er muss
informieren Uber:

a. die versicherten Risiken;

b. den Umfang des Versicherungsschutzes;

c. die geschuldeten Pramien und weitere Pflichten des Versicherungsnehmers;
d. Laufzeit und Beendigung des Versicherungsvertrages;

e. die firr die Uberschussermittlung und die Uberschussbeteiligung geltenden
Berechnungsgrundlagen und Verteilungsgrundsatze und -methoden;

f. die Ruckkaufs- und Umwandlungswerte;

g. die Bearbeitung der Personendaten einschliesslich Zweck und Art der Datensammlung sowie Empfanger
und Aufbewahrung der Daten.

2 Diese Angaben sind dem Versicherungsnehmer so zu Ubergeben, dass er sie kennen kann, wenn er den
Versicherungsvertrag beantragt oder annimmt. In jedem Fall muss er zu diesem Zeitpunkt im Besitz der
Allgemeinen Versicherungsbedingungen und der Information nach Absatz 1 Buchstabe g sein.

3 Bei Kollektivvertragen, die anderen Personen als dem Versicherungsnehmer einen direkten Leistungsanspruch
verleihen, ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, diese Personen Uber den wesentlichen Inhalt des Vertrages
sowie dessen Anderungen und Aufldsung zu unterrichten. Der Versicherer stellt dem Versicherungsnehmer die zur
Information erforderlichen Unterlagen zur Verfigung.



Teilrevision: Wichtigste Neuerungen

Art. 3a Verletzung der Informationspflicht

"Hat der Versicherer die Informationspflicht nach Artikel 3 verletzt, so ist der Versicherungsnehmer

berechtigt, den Versicherungsvertrag durch schriftliche Erklarung zu kiindigen. Die Kindigung wird mit
Zugang beim Versicherer wirksam.

2 Das Kindigungsrecht erlischt vier Wochen, nachdem der Versicherungsnehmer von der Pflichtverletzung

und den Informationen nach Artikel 3 Kenntnis erhalten hat, jedenfalls spatestens ein Jahr nach der
Pflichtverletzung.



Teilrevision: Wichtigste Neuerungen

Anzeigepflichtverletzung durch Antragsteller
Art. 6 Folgen der verletzten Anzeigepflicht, a. Im Allgemeinen

'Hat der Anzeigepflichtige beim Abschluss der Versicherung eine erhebliche Gefahrstatsache, die er
kannte oder kennen musste und Uber die er schriftlich befragt worden ist, unrichtig mitgeteilt oder
verschwiegen, so ist der Versicherer berechtigt, den Vertrag durch schriftliche Erklarung zu kandigen. Die
Kundigung wird mit Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

2 Das Kiindigungsrecht erlischt vier Wochen, nachdem der Versicherer von der Verletzung der
Anzeigepflicht Kenntnis erhalten hat.

3 Wird der Vertrag durch Kindigung nach Absatz 1 aufgel6st, so erlischt auch die Leistungspflicht des
Versicherers fur bereits eingetretene Schaden, deren Eintritt oder Umfang durch die nicht oder unrichtig
angezeigte erhebliche Gefahrstatsache beeinflusst worden ist. Soweit die Leistungspflicht schon erfullt
wurde, hat der Versicherer Anspruch auf Ruckerstattung.

4Wird ein Lebensversicherungsvertrag, der nach Massgabe dieses Gesetzes riickkauffahig ist (Art. 90
Abs. 2) aufgeldst, so hat der Versicherer die fur den Ruckkauf festgestellte Leistung zu gewahren.



Teilrevision: Weitere Neuerungen

Teilbarkeit der Pramie: Art. 24
Handanderung: Art. 54

Konkurs des Versicherungsnehmers: Art. 55

Nicht: beispielsweise Widerrufsrecht, Dauer des Vertrages und
Kundigungsrecht, Anpassungsklausel, besondere Bereiche



Problematik von Teilrevisionen

= Geschichte” der Handanderung: Altes Recht — Revision 2004 —
Parlamentarische Initiative vom 6. Oktober 2006 (durch alt Nationalrat Rolf
Hegetschweiler) — Bundesrat und Parlament: neue Revision durch
Bundesgesetz vom 19. Dezember 2008 (in Kraft seit 1. Juli 2009)

Fassung 2004

1 Wechselt der Gegenstand des Versicherungsvertrages den Eigentiimer, so endet der
Vertrag zum Zeitpunkt der Handanderung. Vorbehalten bleiben Absatz 2 sowie Artikel 67
Absatze 1 und 2 des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1958.

2 In Kantonen mit einem Versicherungsobligatorium fiir Gebaude gegen Feuer- und
Elementarschaden bei privaten Versicherungstragern geht der bestehende
Versicherungsvertrag auf den Erwerber Uber, sofern dieser oder der Versicherer den Vertrag
nicht innert 14 Tagen nach der Handanderung kundigen.



Problematik von Teilrevisionen

Fassung 2008:

1 Wechselt der Gegenstand des Vertrages den Eigentiimer, so gehen die Rechte und
Pflichten aus dem Versicherungsvertrag auf den neuen Eigentumer Uber.

2 Der neue Eigentiimer kann den Ubergang des Vertrages durch eine schriftliche Erklarung
bis spatestens 30 Tage nach der Handanderung ablehnen.

3 Das Versicherungsunternenmen kann den Vertrag innert 14 Tagen nach Kenntnis des
neuen Eigentumers kundigen. Der Vertrag endet frihstens 30 Tage nach der Kundigung.

4 |st mit der Handanderung eine Gefahrserhdhung verbunden, so gelten die Artikel 28 - 32
sinngemass.



Totalrevision VVG

= PETER GAUCH: Das Versicherungsvertragsgesetz: Alt und
revisionsbedurftig! in: recht 1990, 65 ff.

= Die 1990er Jahre

= 11. Februar 2003: Einsetzung der Expertenkommission durch Bundesratin
RUTH METZLER-ARNOLD; Auftrag

=  Entwurf der Expertenkommission mit Erlauterndem Bericht (vom 31. Juli
20006); Veroffentlichung durch EFD am 21. September 2006

= Vernehmlassungsvorlage der Regierung vom 21. Januar 2009 (Ablauf der
Vernehmlassungsfrist Ende Juli 2009)

= Regierungsentwurf: Botschaft des Bundesrates zur Totalrevision des
Versicherungsvertragsgesetzes vom 7. September 2011 (Bundesblatt
2011 7705, 7819)
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Inhaltliche Neuerungen

— vgl. Botschaft Ziff. 1.5.2

= EinfUuhrung eines Widerrufsrechts (Art. 7)

= RUlckwartsversicherungsvertrage (Art. 24)

= Verlangerung Verjahrungsfrist (Art. 64)

= Normierung Pramienanpassungsklausel (Art. 48)

= EinfUhrung eines allgemeinen Kindigungsrechts (Art. 52)
= Verzicht auf die Kundigung im Schadenfall

= Regeln Uber die Nachhaftung und Haftung fur hangige Versicherungsfalle
(Art. 55 1.)

= Regelung der Versicherungsvermittlung (Art. 65 ff.)
= Einfuhrung eines direkten Forderungsrechts in der Haftpflichtversicherung (Art. 91)

= EinfUhrung des Instituts der Vertrauensarzte bei der Krankenzusatzversicherung
(Art. 72)
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Im Einzelnen / z.T. Revision der Revision

= Herbeifuhren des versicherten Ereignisses sowie Obliegenheiten und Rechtsfolgen
von deren Verletzung, insbes. Art. 41 des Regierungsentwurfs:

Art. 41 Befreiung von der Leistungspflicht und Klrzung der Leistung

' Das Versicherungsunternehmen ist von seiner Leistungspflicht befreit, wenn die
Versicherungsnehmerin, der Versicherungsnehmer oder die anspruchsberechtigte Person:

a. das befurchtete Ereignis vorséatzlich herbeigefuhrt hat;

b. es hinsichtlich Begrindung oder Umfang einer geltend gemachten Versicherungsleistung
absichtlich getauscht hat.

2 Hat die Versicherungsnehmerin, der Versicherungsnehmer oder die anspruchsberechtigte
Person das beflrchtete Ereignis eventualvorsatzlich oder grobfahrlassig herbeigefuhrt, so
kann das Versicherungsunternehmen die Leistung entsprechend dem Grad des
Verschuldens kirzen.

3 Hat die Versicherungsnehmerin, der Versicherungsnehmer oder die anspruchsberechtigte
Person das beflrchtete Ereignis weder vorsatzlich noch eventualvorsatzlich oder
grobfahrlassig herbeigefuhrt, so ist die Versicherungsleistung in vollem Umfang geschuldet.
6 Bei Verletzung einer Obliegenheit kann das Versicherungsunternehmen, soweit der Eintritt
eines Schadens durch deren Verletzung begunstigt oder dessen Umfang dadurch vergrossert
wurde, seine Leistung bei vorsatzlicher Verletzung verweigern oder bei eventualvorsatzlicher
und bei fahrlassiger Verletzung entsprechend dem Grad des Verschuldens kurzen.
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= Verletzung der Anzeigepflicht (Art. 18 und 19 Regierungs-
entwurf):

Art. 18 Kiindigungsrecht

1 Hat die Versicherungsnehmerin oder der Versicherungsnehmer eine erhebliche
Gefahrstatsache, die sie oder er kannte oder kennen musste, unrichtig mitgeteilt
oder verschwiegen, so kann das Versicherungsunternenmen den abge-
schlossenen Vertrag schriftlich kindigen, falls es:

a. aufgrund der fehlerhaften Angaben das Risiko zu seinen Ungunsten falsch
eingeschatzt hat; und

b. bei richtiger Einschatzung den Vertrag nicht oder mit anderem Inhalt
abgeschlossen hatte.

2 Das Kundigungsrecht erlischt nach Ablauf von vier Wochen, nachdem das
Versicherungsunternehmen von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis
erhalten hat.

3 Die Kundigung wird mit Zugang bei der Versicherungsnehmerin oder beim
Versicherungsnehmer wirksam.
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Art. 19 Folgen der Kindigung

1 Hat das Versicherungsunternehmen den Vertrag gekiindigt und liegt ein Schaden
vor, so kann es, soweit dessen Eintritt durch die nicht oder nicht richtig angezeigte
erhebliche Gefahrstatsache begunstigt oder dessen Umfang dadurch vergrossert
wurde, seine Leistung bei vorsatzlicher Anzeigepflichtverletzung verweigern oder
bei eventualvorsatzlicher und bei fahrlassiger Anzeigepflichtverletzung
entsprechend dem Grad des Verschuldens kirzen.

2 Erfolgt keine Leistungsverweigerung oder Leistungskirzung nach Absatz 1, kann
das Versicherungsunternehmen fur die Zeit der tatsachlichen Vertragsdauer die
Pramie erhohen, soweit sich eine Erhohung unter Berucksichtigung der nicht
angezeigten Gefahrstatsache aus dem anwendbaren Tarif ergibt.

3 Sofern das Versicherungsunternehmen bei richtiger Anzeige das verwirklichte
Risiko nicht gedeckt hatte, ist es von seiner Leistung befreit.

4 Wird ein ruckkaufsfahiger Lebensversicherungsvertrag gektindigt, so schuldet
das Versicherungsunternehmen den Rickkaufswert.

S FUr Leistungen, die es in Fallen nach Absatz 1 und 3 bereits erbracht hat, steht
dem Versicherungsunternenmen ein Ruckerstattungsanspruch zu.

6 Die Absatze 1 und 2 gelten auch in Fallen, in denen der Vertrag aus anderen
Grunden als einer Kundigung endet, namentlich bei einem Totalschaden der
versicherten Sache.
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= Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers
(Art. 7 Regierungsentwurf):

1 Die Versicherungsnehmerinnen und Versicherungsnehmer kdnnen ihren Antrag
zum Abschluss oder zur Anderung des Vertrags oder dessen Annahme durch eine
Erklarung schriftlich widerrufen.

2 Das Widerrufsrecht erlischt zwei Wochen nach Abschluss oder Anderung des
Vertrags.

3 Die Frist ist eingehalten, wenn die Erklarung dem Versicherungsunternehmen am
letzten Tag zugegangen oder der schweizerischen Post ubergeben worden ist.

4 Ausgeschlossen ist das Widerrufsrecht bei kollektiven Personenversicherungen,
bei vorlaufigen Deckungszusagen sowie bei Vereinbarungen mit einer Laufzeit von
weniger als einem Monat.
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Kundigungsrechte
(Art. 52 ff., 48 Regierungsentwurf):

Art. 52 Ordentliche Kindigung

1 Der Vertrag kann, auch wenn er flr eine langere Dauer vereinbart wurde, auf das
Ende des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist
von drei Monaten gekundigt werden.

2 Die Parteien kdnnen vereinbaren, dass der Vertrag schon vor Ablauf des dritten
Jahres kundbar ist. Die Kundigungsfristen miussen fur beide Parteien gleich sein.

3 Vorbehalten bleiben die besonderen Bestimmungen flr die Lebensversicherung
und fur die Zusatzversicherung zur sozialen Krankenversicherung nach Artikel 7
Absatze 7 und 8 des Bundesgesetzes vom 18. Marz 1994 uber die
Krankenversicherung (KVG).
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Art. 48 Pramienanpassungsklausel

1 Eine Klausel, die das Versicherungsunternehmen ermachtigt, die Pramie einseitig
zu erhohen (Pramienanpassungsklausel), kann nur fur den Fall gultig vereinbart
werden, dass die fur die Pramienberechnung massgeblichen Verhaltnisse sich
nach Vertragsabschluss in einer nicht voraussehbaren Weise andern und die
vorgesehene Erhohung objektiv gerechtfertigt ist.

2 Erhoht das Versicherungsunternehmen die Pramien aufgrund einer solchen
Klausel, so hat es dies der Versicherungsnehmerin oder dem
Versicherungsnehmer schriftlich, begrindet und unter Hinweis auf das
Kundigungsrecht nach Absatz 3 mitzuteilen. Die Erhohung tritt frihestens acht
Wochen nach Zugang der Mitteilung in Kraft.

3 Die Versicherungsnehmerin oder der Versicherungsnehmer ist berechtigt, den
Vertrag oder den von der Pramienerhohung betroffenen Teil auf den Zeitpunkt zu
kindigen, ab welchem die Pramienerhohung gemass Mitteilung des
Versicherungsunternehmens wirksam wurde. Die Kundigung ist rechtzeitig erfolgt,
wenn sie dem Versicherungsunternehmen vor diesem Zeitpunkt zugeht.
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= Direktes Forderungsrecht der geschadigten Person,
insbes. in der Haftpflichtversicherung
(Art. 91 Regierungsentwurf):

Art. 91 Direktes Forderungsrecht und Auskunftsanspruch

1 Die geschadigte Person, ihre Rechtsnachfolgerin oder ihr Rechtsnachfolger hat
im Rahmen der Versicherungsdeckung ein direktes Forderungsrecht gegen das
Versicherungsunternehmen. Vorbehalten bleiben Einwendungen und Einreden, die
ihr das Versicherungsunternehmen aufgrund des Gesetzes oder des Vertrags
entgegenhalten kann.

2 Die geschadigte Person kann von der haftpflichtigen Person Auskunft Uber deren
Haftpflichtversicherungsschutz verlangen.

3 Dieser Artikel findet auf die nicht obligatorische Haftpflichtversicherung flr reine
Vermogensschaden keine Anwendung.
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= Schicksal des Versicherungsvertrages beim Konkurs des
Versicherungsnehmers
(Art. 58 Regierungsentwurf):

Art. 58 Konkurs der Versicherungsnehmerin oder des
Versicherungsnehmers

1 Wird Uber die Versicherungsnehmerin oder den Versicherungsnehmer der
Konkurs eroffnet, so bleibt der Vertrag bestehen und die Konkursverwaltung ist zu
dessen Erfullung verpflichtet. Vorbehalten bleiben die Vorschriften dieses
Gesetzes uber die Beendigung des Vertrags.

2 Anspriche und Leistungen aus der Versicherung von Kompetenzsticken (Artikel
92 des Bundesgesetzes vom 11. April 1889 Uber Schuldbetreibung und Konkurs)
fallen nicht in die Konkursmasse.
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= Lebensversicherung, insbes. Uberschussbeteiligung
(Art. 105 Regierungsentwurf):

Art. 105 Uberschussbeteiligung

1 Wird eine Uberschussbeteiligung vereinbart, so sind im Vertrag insbesondere
folgende Punkte zu regein:

a. die Modalitaten der Uberschusszuteilung, insbesondere die Anteile, die jahrlich
zugeteilt werden; )

b. der Zeitpunkt der ersten Uberschusszuteilung;

c. die Vor- oder Nachschussigkeit der Uberschusszuteilung;

d. die Art der Verwendung des jahrlich zugeteilten Anteils;

e. die Modalitaten einer Anderung des Uberschusssystems wahrend der
Vertragslaufzeit;

f. der Schlussuberschuss.

2 Das Versicherungsunternehmen ist verpflichtet, die Versicherungsnehmerin oder
den Versicherungsnehmer jahrlich Uber die Zuteilung und den Stand der
individuellen Uberschussanteile zu informieren. Daraus muss insbesondere
hervorgehen, auf welchen Grundlagen die Uberschusse berechnet und nach
welchen Grundsatzen sie verteilt wurden.
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(Fortsetzung / Art. 105 Uberschussbeteiligung)

3 Der Bundesrat kann flr die Versicherungsunternehmen nach Absatz 2
Vorschriften erlassen uber:

a. Die Art und Weise, wie die Informationen, die aus der Abrechnung hervorgehen
mussen, auszuweisen sind; )

b. Die Grundlagen der Berechnung der Uberschisse;

c. Die Grundlagen und das Ausmass der Verteilung der Uberschusse.

4 Das Versicherungsunternehmen muss die fallige Versicherungsleistung bei
Umwandlung und Rickkauf sowie, falls vertraglich vereinbart, bei Tod und
Invaliditat um einen von der abgelaufenen Vertragsdauer abhangigen,
angemessenen Teil des angesammelten Schlussuberschussanteils erhohen.
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Piece de résistance: Vermittlerrecht, insbes. Revisionsvorschlage
betreffend VAG — bisherige Vorschlage (vor 2011)

Art. 40 VAG Definition [Versicherungsvermittler] / Expertenkommission

1 [Satz 1 wie bisheriger Art. 40] neu Satz 2: Sie sind als Versicherungsagenten,
Versicherungsmakler oder deren Hilfspersonen tatig.

2 Versicherungsagent ist, wer die Vermittlung im Auftrag eines Versicherungsunternehmens betreibt
oder daflur von diesem direkt oder indirekt entschadigt wird.

3 Versicherungsmakler ist, wer die Vermittlung im Auftrag eines Versicherungsinteressenten bzw.
Versicherungsnehmers betreibt, dafir weder direkt noch indirekt von einem
Versicherungsunternehmen entschadigt wird und auch nicht in anderer Weise im Sinn von Artikel
43 Absatz 1 an ein Versicherungsunternehmen gebunden ist.

Art. 68 Vernehmlassungsvorlage / Entschadigung

' Die Versicherungsnehmerinnen und Versicherungsnehmer entschadigen die
Versicherungsmaklerinnen und Versicherungsmakler fur inre Vermittlungstatigkeit.

2 Die Versicherungsmaklerinnen und Versicherungsmakler erstatten den Versicherungs-
nehmerinnen und Versicherungsnehmern die ihnen vom Versicherungsunternehmen
zugekommenen Leistungen wie Provisionen, Superprovisionen und andere geldwerte Vorteile, die
direkt oder indirekt mit dem vermittelten Vertrag zusammenhangen.

3 Auf die Erfillung der Herausgabepflicht kann die Versicherungsnehmerin oder der Ver-
sicherungsnehmer nur so weit verzichten, wie die Leistungen nach Absatz 2 erfullungshalber an die
Entschadigung angerechnet werden. Der Verzicht ist schriftlich zu erklaren.
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= Art. 66 Regierungsvorlage
Art. 66 Offenlegung der Entschadigung

1 Werden die Versicherungsmaklerinnen oder Versicherungsmakler von Dritten
mittels Provisionen, Courtagen und anderen geldwerten Vorteilen entschadigt, die
mit dem zu vermittelnden Vertrag zusammenhangen, so mussen sie die
Versicherungsnehmerinnen und Versicherungsnehmer vollstandig,
wahrheitsgetreu und verstandlich daruber informieren.

2 Die Information erfolgt schriftlich und beinhaltet Art und Hohe der Leistung. Sie
hat vor Abschluss oder vor Anderung des Vertrags zu erfolgen. Ist zu diesem
Zeitpunkt die Leistung betragsmassig nicht feststellbar, muss umfassend und in
verstandlicher Form Uber deren Art und Weise der Berechnung informiert werden.
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= Revision der Art. 40 ff. des Versicherungsaufsichts-
gesetzes — Regierungsentwurf

Art. 40 Definition

1Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler sind, unabhangig von ihrer
Bezeichnung, Personen, die Versicherungsvertrage anbieten oder abschliessen.

2 Ungebundene Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler sind weder rechtlich
noch wirtschaftlich noch auf andere Weise an ein Versicherungsunternehmen
gebunden.

3 Alle Ubrigen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler gelten als gebundene
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler.

4 Der Bundesrat konkretisiert die Kriterien, nach denen zwischen gebundenen und
ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittlern unterschieden wird.

Art. 41 Unzulassige Vermittlungstatigkeit

1 Ungebundene Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler dtrfen nicht auch als
gebundene Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler tatig sein und umgekehrt:
2 Versicherungsvermittlerinnen und -vermittlern ist es untersagt, zugunsten von
Versicherungsunternehmen tatig zu sein, die dem vorliegenden Gesetz
unterstehen, aber nicht zur Ausubung einer Versicherungstatigkeit ermachtigt sind.
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Art. 45 Informations- und Offenlegungspflicht

' Eine Versicherungsvermittlerin oder ein Versicherungsvermittler hat die
Informationspflicht nach Artikel 69 des Bundesgesetzes vom ... Uber den
Versicherungsvertrag (VVG) zu erfullen.

2 Eine Versicherungsmaklerin oder ein Versicherungsmakler im Sinne des VVG
hat die Offenlegungspflicht nach Artikel 66 VVG zu erfullen.

Art. 45a (neu) Verbot von Vereinbarungen tUber Zusatzentschadigungen
Vereinbarungen Uber die Ausrichtung von volumen-, wachstums- und

schadenabhangigen Zusatzentschadigungen an ungebundene
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler sind unzulassig.
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,Leidensgeschichte” AGB/AVB

= Art. 8 UWG Verwendung missbrauchlicher Geschaftsbedingungen

Unlauter handelt insbesondere, wer vorformulierte allgemeine Geschaftsbedingungen verwendet, die in
irrefUhrender Weise zum Nachteil einer Vertragspartei:

a. von der unmittelbar oder sinngemass anwendbaren gesetzlichen Ordnung

erheblich abweichen oder

b. eine der Vertragsnatur erheblich widersprechende Verteilung von Rechten

und Pflichten vorsehen.

= Erlauternder Bericht des EVD (Staatssekretariat fiir Wirtschaft SECO) zur Anderung des
UWG — Art. 8:

Mit einer Korrektur der geltenden AGB-Bestimmung im UWG, u. a. mit der Streichung der
Textpassage "in irrefuhrender Weise", soll neben der Kontrolle der Vertragsab-
schlussmodalitaten (Bst. a) eine abstrakte Inhaltskontrolle von AGB (Bst. b) ermdglicht
werden. Das heisst, AGB konnten vom Gericht aufgrund ihres Inhalts als unlauter erklart
werden ... Zwar wird in der Rechtslehre zum Teil die Meinung vertreten, die AGB seien
entweder im Obligationenrecht oder in einem Spezialgesetz zu regeln. Die hier vorgesehene
Korrektur hat den Vorteil der Kurze fur sich. Schliesslich ist es naheliegend, das Problem dort
zu regeln, wo bereits eine zentrale Regelung besteht, nicht zuletzt mit dem Vorteil, dass es
sich erlbrigt, in diversen Spezialgesetzen (wie etwa im Versicherungsvertragsgesetz)
Sonderregelungen einzufligen. Kommt hinzu, dass den Konsumentenorganisationen im
UWG die Klageberechtigung zusteht.
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Vorschlag zu einem neuen Art. 20a OR gemass dem Entwurf der
Expertenkommission zur Gesamtrevision des Bundesgesetzes Uber
den Versicherungsvertrag (Vorentwurf VVG):

Art. 20a Allgemeine Vertragsbedingungen

1 Bestimmungen in vorformulierten Allgemeinen Vertragsbedingungen sind
missbrauchlich und unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders
unangemessen benachteiligen.

2 Eine unangemessene Benachteiligung ist namentlich dann anzunehmen, wenn
eine Bestimmung mit wesentlichen Grundsatzen der gesetzlichen Regelung, von
der zu Lasten des Vertragspartners abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist.

Anderung (vom 17. Juni 2011) des Art. 8 UWG

Unlauter handelt insbesondere, wer allgemeine Geschaftsbedingungen verwendet,
die in Treu und Glauben verletzender Weise zum Nachteil der Konsumentinnen
und Konsumenten ein erhebliches und ungerechtfertigtes Missverhaltnis zwischen
den vertraglichen Rechten und den vertraglichen Pflichten vorsehen.
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Literatur

= Diverse Abhandlungen in Heft 4/2011 der Zeitschrift
Haftung und Versicherung (HAVE), Zurich; u.a. STEPHAN
FUHRER, Totalrevision VVG — zur Publikation der
bundesratlichen Botschaft (S. 343 ff.)
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Danke fur Ihre Aufmerksamkeit!



	Totalrevision des Schweizer VVG
	Versicherungsvertragsgesetz
	VVG-Teilrevision vom 17. Dezember 2004
	Teilrevision: Wichtigste Neuerungen
	Teilrevision: Wichtigste Neuerungen
	Teilrevision: Wichtigste Neuerungen
	Teilrevision: Weitere Neuerungen
	Problematik von Teilrevisionen
	Problematik von Teilrevisionen
	Totalrevision VVG
	Inhaltliche Neuerungen
	Im Einzelnen / z.T. Revision der Revision
	Foliennummer 13
	Foliennummer 14
	Foliennummer 15
	Foliennummer 16
	Foliennummer 17
	Foliennummer 18
	Foliennummer 19
	Foliennummer 20
	Foliennummer 21
	Foliennummer 22
	Foliennummer 23
	Foliennummer 24
	Foliennummer 25
	„Leidensgeschichte“ AGB/AVB
	Foliennummer 27
	Literatur
	Danke für Ihre Aufmerksamkeit!

